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XIV. Gesetzgebungsperiode 

DER BUNDESMINISTER 

fOR HANDel, GEWERBE UND INDUSTRIE 
Wien, am 21. Dezember 1976 

Zlo10 101/79-I/7/76 

Schriftloparlamentarische:A.nfrage Nro 765/J 
der Abgeordneten Drl> Busek, Dro Blenk 9 
Dro Ermacora~ Dr~ Gruber tL~d Genossen 
betreffend Expertengutachten und Forschungs­
aufträge" 

An den 
Herrn 
Präsidenten des Nationalrates 
Anton BENYA 

Par 1 a m e n t 

792/AB 

1916 -12- 2 8 . 
zU %5P 

In Beantwortung der schriftlichen Anfrage Nr o 765/J 
betreffend Expertengutachten und Forschungsaufträge~ 

'die die Abgeordneten Dro Buseks Dro Blenk, Dro Ermacora, 
Dro Gruber und Genossen am 30 November 1976 an mich 
richteten p beehre ich mchp folgendes mitzuteilen: 

Bereits bei der Beantwortung der parlamentarischen An­
frage Nro 180/J 'V\rurden Zielsetzung und Vorgangsweise bei 

. der Vergabe von Forschungsaufträgen und Expertengutach­
ten detailliert dargestellto Die sachlichen Zielsetzungen 
für die Vergabe von Forschungsaufträgen und Expertengut­
achtenkönnender - seinerzeit dem Nationalrat als Bei­
lage zum Bericht 1972 der Buridesregierung an den National­
rat gemäß § 24:1 Abs o 3 des Forschungsförderungsgesetzes 
1967 vorgelegten- österreichischen Forschungskonzepticn 
entnommen werden o 
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DER BUNDESMINISTER 

FOR HANDEL, GEWERBE UNO INDUSTRIE 
Blatt 2 

Die Frage einer bestmöglichen Regelung des Einsatzes 
öffentlicher !ti ttEÜ für Forschung und Ent'ITicklung über­
haupt wird derzeit innerhalb der Vorberei t'.mgsarbei ten 
für die gesetzliche Neuregelung eines Forschungsorgani­
sationsgesetzes behandelt; die Ergebnisse der Umfrage, 
die beiösterreichischen Fors~hungseinrichtungen~ ]'or­
schungsförderungseinrichtungen p den Wirtschaftspartnerü7 
Einzelpersönlichkei ten SOGc o durchgeführt wurde~ wurden 
auch dem im Redaktionsbeirat zur Vorbereitv.ng der gesetz­
lichen Neuregelung der Forschv.ngsorganisationvertrete­
nen Parla~entsklubder ÖVP zugeleiteto 

Im Sinne einer koordinierten Forschungspolitik wurden 
erstmals tn Österreich bundeseinheitliche Rahmenricht­
linienftir die Vergabe von Forschungsaufträgen~ Experten­
gutachten und die Gewährung von ForschungsförderlL.'"lgen 
durch Bund'.esdienststellen im Einvernehmen mit dem Rech-

.nungshof erstellto 

Die Vergabe von Forschungsaufträgen und Expertengutachten 
erfolgt somit nach einheitlichen Gesichtspunkten und auf 
Grundlage ei~J1eitlicher Richtlinieno Eine gesetzliche 
Verpflich~~g zur Ausschreibung von Forschungsaufträgen 
oder Expertengll:tachten ebenso wie eine zwin.gende Vor­
schrift zur Begutachtung besteht nicht. Im Einzelfall 
wird daher unter voller Berücksichtigung der inhaltli-
chen Zielsetzungen der österreichischen Forschungskonzeption 
und der sektoralen Forschungskonzepte nach den Grundsätzen 
der Sparsamkeit 11 der "lirtschaftlich.lcei t und der Zweckmäßig­
keit vorgegangeno 

Zur Frage 1 betreffend Ausschreibung möchte ich zunächst 
allgemein folgendes feststellen: 
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DER BUNDESMINISTER 

FOR HAtJOEL, GEWERBE UND INDUSTRIE 
Blatt 2 
Co z::a.a= .. a~ 

Gemäß Punkt 403 0 2 der Rahmenrichtlinien für die Vergabe 
von Forschungsaufträgen, Expertengutachtenund d.i,e Ge­
wahrung von Forschu.11gsföreterungen durch Bundesdienst­
stellen (Ydnisterra tsbeschluß vom 2" Septem~er 1975) 
gelten für die Vergabe der Expertengutachtenoder For­
schungsaufträge gI~dsätzlich die Bestimmungen der 
Ö-NORM A-2050~ sofern die Eigenheit des Vorhabens nicht 
eine abweichende Vorgangsweise erfordert o Vor Inkraft­
treten dieser R~~enrichtlinien galten die Bestimmungen 
der Ö-NORM A-2050 aufgrund des P.inis-'iierratsbeschlusses 
vom 18 0 Juni 1963 betreffend Richtlinien für die Verga­
be von Leistungen dUrch Bundesdienststelleno Die Ö-NORM 
2050 sieht als Arten der Vergebung die Vergebung im Wege 
öffentli~herAusschreibung, im Wege beschrälikter Aus­
schreibung und die freihändige Vergebung vor., Im Punkt 1, 

433 zählt die Ö .... NORM 2050 jene Fälle auf $I in denen eine 
freihändige Vergebung empfohlen wird 0 Dazuzäblen ge-
mäß Punkt 1 $I 4337 Leistu.'rlgen p die Lehr-, Studien- oder 
Versuchszwecken dieneno Berücksichtigt man die Termino-

. logieder Ö-NORM 2050 9 die am 309 März 1957 ausgegeben 
wurde, so wird mit diesen \vorten jener Bereich definiert, 
den man mit Forschungsaufträgen und h~perten~~tachten 
heute umschreibto !mbesonderen sei auch noch auf Punkt 1, 
4339 in Verbindung mit PurJkt 1, 31 hingewiesen, wonach 
im Sinne des Wettbewerbsprinzipes der Ö-NORM 2050 sogar 

.. untersagt ist$l Leistungen an Einrichtungen "im Wege des 
·Wettbewerbes mit nicht gleichbegünstigten Unternehmungen" 
zu vergebenil wenn es sieh um aus öffentlichen JiIi tteln 
arhal tene oder unterstützte Einrich-tungen handelt" Für 
solche Einricht'ungen ist nach der Ö-NORM 2050 eine 
freihändige Vergeb1L~g empfohlen o Demgemäß darffestge­
stellt werden!) daß gerade im Hinblick auf den Empfänger­
kreis von l\.>l' s ehung s auf trägen und Expertisen naeh der 
Ö-NORM 2050 die Ausschreibung nicht der Normalfall, 
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!DER BUNDESMINISTER 

FOR HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE 

sondern die Au.snahme sein wird-" Sie wird aus grundsätz­
lichen tlberlegungen vor al.1em dort angewand t, bzw e an­

zu.wenden sein, wo die einzelnen Forschungsaufträge und 
Expertengutachten voraussichtlich sehr hohe Mittel be­
ansprllchen wero_eno Es darf in dem Zusammenhang aber 
auch festgestell t ,\V'erdel'ls daß die AusschI:eibung selbst 
In! t Kosten und Zeitverlusten verbunden ist und daher 
vielfach im Sinne E'iner verwal tungsökonomlschen spa=­
samen Vorgangsweise nicht anzm'lenden sein i;lird, umso­

mehr als im wissenschaftlichen. Bereich das Eestanbot 
keinesfalls nur nach den quantitativen Kosten bemessen 
werden kann~ sondern auch die entsprechende wissen­
schaftliche Qualität zu berJcksichtigen sein wird o 

Darüber btnaus habe ich die Gründe für die Nichtdurch­
führung einer öffentlichen Ausschreibung der unter 
11t" a) bis i) genamlten Forschungsau:f.'träge bereits in 
der Antwoxt auf die parlamentarische Anfrage Nr o 2115/J g 

die die Abgeordneten Dkfm o Garton und Genossen am 16 0 I"iai 
1975 an mich richteten 9 erläutert 0 

Die Studie nlnternationaler Reiseverkehr und Wirt­
schaftswachstum" wurde vom Österreichischen Institut 
fürWirtschaftsforschung durchgeführto Die Angab8 von 
IFES als Autor 'ltlar auf einen: bedauerlichen Ubertragungs­
fehler zuxückzufübcr'eno Bei der genannten Studie handelt 
es sich um eine wissenschaftlich-theoretische und empi­
rische Arbeit auf hohem Niveau über die Möglichkeiten 
und Voraussetzungen für einen zweckgerechten Einbau 
des Fremdenverkehrs in die volkswirtschaftlichen Ge­
samtrechnungen~ für die nur ein Institut mit bestimm­
terQualifikation in Frage kam .. 

Die "Marktst--,:tdie in norwegen" ist eine Fortsetzung der 
ausgeschriebenen Studie "Ausländervvcrbung für den ö5ter-

t 
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DER BUNDESMINISTER 

FOR HANDEL. GEWERBE UNO INDUSTRIE 
'lllatt 5 

reiehischen Fremdenverkehr Teil "I" und sollte inhalt­
lich mit dieser eine Einheit bilden und auch mit den 
Folgestudien ftAusländerwerbung für den österreichi­
sehen ]'remdenverlcehr Teil Ir und IIIt! möglichst wei t­
gehend vergleichbar sein .. Das war jedoch nur zu errei-· 
ehen, wenn die Durchführung dieser vier Stu.dien in die 
Hände desselben Auftragnehmers gelegt \rurde~. 

Die Studie "Untersuchung über Konsumverhaltenbei 
Kraftfahrzeugen$) ~.:FZ-Repara turen und Trei bS"Goffen It 

war das Ergebnis einiger zusätzlicher Fragen zu einer 
für einen anderen Auftraggeber durchgei1ihrten Befra­
gwlg von K:raftfahrern.. Hätte ich eine eigene Befragung 
in Auftrag gegeben, wie dies 'für eine Ausschreibung 
n'ötig ge\':esen wäre, hätte dies weit höhere Kosten ver­
ursacht .. 

Zur Frage 2 betreffend Begutachtung darf ich allgemein 
folgendes festhalten~ 

Die Ö-NORt-I 2050 sieht im Punkt 4.. 31 vor, daß .erfor­
derlichenfalls Sachverständige beizuziehen sind u die 
Begutachtung ist somit ebenfalls nicht die Regel, son­
dern der Ausnahmefall nach der Ö-NORM 2050 0 Gerade aber 
die Heterogenität der ~~terie erfordert im Forschungs­
bereich in zunehmendem Maße, im Wege von Projektteams, 

'Beiräten oder Einzelgutachten Entscheidungen vorzube­
reiten; für den Dereichdes Expertengutachtens, das 
bereits ex definitione unmittelbaren Zwecken der öffent­
lichenVerwaltung dienen soll, ,wird es pr~r im un­
mittelbarenVerantwortungsbereich der Verwaltung selbst 
liegen; die für die Erfüllung ihrer gesetzlichen Auf~' 
gaben erforderlichen l1aßnahmen festzustellen. Die per-
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DER BUNDESMINISTER 

roR HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE 
Blatt 6 

sonelle Zusammensetzung von Expertengruppen~ Beiräten, 
etc o wu.rde in mehreren ,An:tworten auf parlamentarische' 
Anfragen ausführlich ll für d.en. Bereich mej.nes Ressorts 
zUletzt in Beantwortung der parlamentarischen Anfrage 
Nro 331/J vom 6 0 Mai 1976 dargestellt€> Analog inter­
nationaler Praktiken ~~de vom Fonds zur Förderur~ 
der wissenschaftlichen lt~orsohu.ng aufgrund der Bestim­
mungen des Forschungsförderungsgesetzes, BGBl.Ur .. :?77/ 
1967~ in seiner Geschäftsordnung (genehmigt mit Be­
scheid des Bundesministerittms für Unterricht vom 

. 270 Februar 1969 ~~d mit Bescheid das Bundesmini­

ster::tums für \'lissenscnaft und ]'m::,schnng vom 50 Okto­
ber 19'70) unter 'besonderem Hinweis auf d.ie Strai'sank­
t10n des § 29 des ForschungsfördeIungsgesetzes im § 9 
der Grun,dsatz der AIlOn~rmi tät der Eachgutachter ver­

ankerto Im Interesse des Gutachter3 9 a:ber auch im In­
teresse des begutachteten J:'r'ojektes)) ~st dem vom Fonds 
zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung au:fgrund 

der Bestimmungen des Forschungsförderungsgesetzes 1967 
praktizierten Prinzip der Anonymität der Gutachter bei­
zupflichten und diesem System nicht nur für den aus 
Mitteln des Bundes finanzierten Fonds zur Förderung 
der wissenschaftlichen Forschung Geltung zuzllerken."1en p 

sondern überhaupt .für den Bereich der aus öffentlichen 
M~tteln finanzierten Projekte& 

Ich weise außerdem nochmals darauf hin, daß in der Ant­
wort auf die Anfrage 180/J nur dann die Frage nach Be­
gutachtung bejaht wurde, wenn diese durch Personen vor­
genommen \~rde~ die nicht dem Personalstand meines Res­
sorts angehörtenQ 

, 
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DER BUNDESMINISTER 
rOR HANDEL, GEWERBE UNO INDUSTRIE ;Blatt'} 

Zu. Frage 3: 

Das "Institut für berufspädagogische Forschung und Ent~ 
wicklung" hat im Rahmen seiner Forschu..."lgsarbei ten die Ak­
tualität der Frage nach den Gründen der Abwanderung po­
tentieller ]3evölkerungskreise aus wirtschaftlichen Rand­

gebieten erkarillt, und dem hoo Blmdesministerium einen 
einschlägigen Projektsvorschlag unterbreitet .. Da das ge­
nannte Instltut somit wesentliche Erkenntnisse bezüglich, 
dieses Problemes aufzuweisen hatte~ und dasho .. Th.mdes~ 

, ministeriwll. aus wirtschattspoli tischen Erwägungen, daran 
interessiert'\'lar" wurde das Angebot akzeptierto 

Zu Frage 4-: 

Die Studie lIErhebung von Lehrstel::"enangebot und -nach­
frageltwurde zwar federführend vorn Österreichischen In­
stitut für Berufsbildungsforschung betreut~ tatsächlich 
war an dieser Arbeit aber auch das Institut für Bildung 
und Wirtschaft beteiligt~ sodaß wegen der Koppelung bei­
der für einen derartigen Auftrag in Frage kommenden In­
stitute einerseits und der Dringlichkeit der Aufgabe im 
Hinblick auf die befürchteten Schwierigkeiten mit der 

" Unterbringung der Schulentlassenen andererseits eine 
Ausschreibu.11.gnicht tunlich erschien .. 

Mit der'Studie "Ausbildung betrieblicher Ausbildner 
Io Teil" wurde das Österreichische Institut für Berufs­
bildungsförschung betraut, da zum Zeitpunkt der Auf­
tragsvergabe kein anderes Institut derartige Fcr­
schungsvorhaben durchftfr...rte. 

Die Studie lI,Ausbildung betrieblicher Ausbildner IIeTeil" 
wurde an das gleiche Institut vergeben~ da sie eine 
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DER BUNDESMINISTER :Blatt 8 
FOR HANDEL, GEWERBE UNO INDUSTRIE 

J '* • 

Fortsetzung des Teiles I sowohl hinsichtlich Materia2 
als auch Inhalt darstellte, sodaß es nicht zweckmäßig 
erschien g eine andere Stelle mit dieser Aufgabe zu be­
fasseno 

Zu Frage 5: 

Die unter 40 genannten Studien wurden den Mitgliedern 
der Zentralen Arbeitsgruppe für die Beratllu3 von }l"43.ß­

narJUen zur weiteren Verbesserung der Lehrlingsausbil­
dung zur Verf'ügu..l1g gestell to Sie dienten unter an­
derem auch als Grundlage für die Überlegungen be­
treffend die Änderung des Berufsau8bildungsrechtes, 
mit der sich zur Zeit das paritätiBch besetzte Komi­
tee zur Erarbeitung der Grundlage~ für eine Reform des 
Berufsausbildungsrechtes befaßt~ 

Die Auswertung der Erheblmg von L~hrstellen wurde auch 
für die Bewältigung des Problemes der Unterbringung der 
Lehrlinge im Jahre 1976 herangezogen~ 

Zu Frage 6: 

Die Erhebung "Unternehmen STOP" wurde vom Österrei­
chischen Gewerkschaftsbund durchgeführt,und hat Ge­
samtkosten von S 200 0 000 p - verursacht .. Da mein Res­
sort an. den Ergebnissen ebenfalls interessiert war g 

wurde flir die Auswertung der Erhebung mittels EDV 
ein Zuschuß von S 30.000,- gewährt. Hiezu möchte 
ich nicht unerwähnt lassen, daß auch an Organisa­
tionen der gewerblichen Wirtschaft wiederholt Zuwen­
dungen für Studien geleistet wurden .. 

.. , 
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